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Gerichtsbeschluss

Der Angeklagte Jörg Bergstedt wird wegen ordnungswidrigen Benehmens bis auf

weiteres aus dem Sitzungszimmer entfernt.

Gründe:

Die Entfernung des Angeklagten Bergstedt aus dem Sitzungszimmer beruht auf

s 177 GVG.

Der Angeklagte hat den erkennenden Richter in der Hauptverhandlung vom

29.08.2008 angeschrien. Das war eine ungebührliche Handlung, welche die Ordnung

der Hauptverhandlung gestört hat. Der erkennende Richter hat den Angeklagten in

der Hauptverhandlung vom 04.09.2008 deshalb ermahnt, solches und andere Unge-

bühr, die geeignet ist, die Ordnung der Hauptverhandlung zu stören, künftig zu unter-

lassen. Gleichwohl hat der Angeklagte in der Hauptverhandlung vom 04.09.2008 er-

neut eine Ungebühr begangen. Er hat das Verhalten des Vorsitzenden sogleich als

unverschämt bezeichnet. Auch diese Ungebühr hat die Ordnung der Hauptverhand-

lung gestört. Der erkennende Richter hat den Angeklagten deshalb erneut ermahnt

und ihm gleichzeitig angedroht, ihn im Falle erneuter Ungebühr aus dem Sitzungs-

zimmer zu entfernen. Dessen ungeachtet hat der Angeklagte sogleich wiederum eine

Ungebühr begangen, welche die Ordnung der Hauptverhandlung gestört hat. Er rief,

die Ausführungen des Vorsitzenden seien schlichtweg gelogen. Bei seiner Anhörung

zu einer möglichen Entfernung aus dem Sitzungszimmer hat er sogar noch den Vor-

wurf der Rechtsbeugung erhoben.

Zur Aufrechterhaltung der Ordnung der Hauptverhandlung ist es deshalb nach dem

pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts nunmehr erforderlich, den Angeklagten aus

dem Sitzungszimmer zu entfernen, um weitere von ihm ausgehende Störungen zu

unterbinden.
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Mildere Maßnahmen kommen auch angesichts der Bedeutung dieser Anordnung für

den Angeklagten und seine Verteidigung gegen die Anklage nicht in Betracht. Der

Angeklagte ist ersichtlich weder mit weiteren Ermahnungen noch durch die Verhän-

gung von Ordnungsgeld oder Ordnungshaft zur Einhaltung der Ordnung der Haupt-

verhandlung zu bewegen.

Einer zusätzlichen Verhängung von Ordnungsgeld oder Ordnungshaft gemäß S 178

GVG bedarf es nach dem pflichtgemäßen Ermessen des Gerichts angesichts der

Entfernung des Angeklagten aus dem Sitzungszimmer nicht mehr.


